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E
s gibt zwei Arten
von Grusel in
Deutschland,

wenn es um Orkan-
warnungen geht. Das
mulmige Gefühl,
wenn der Sturm an
den Fensterläden rüt-
telt, Züge liegenblei-
ben und Bäume auf Autos kip-
pen, durchleiden wir gerade.
Extremwetter weckt Urängste –
zu Recht: Wenn sich Orkane und
Überschwemmungen häufen,
summieren sich menschliches
Leid und Milliardenkosten. Al-
lein das Hochwasser vom vori-
gen Sommer kostete in Deutsch-
land mehr als 180 Menschen das
Leben und richteten Schäden
von 33 Milliarden Euro an.

Der andere Grusel kommt bei
WindstilleundNormalpegelauf,
wenn von der „Kostenfalle Kli-
maschutz“ die Rede ist und ge-
fragt wird, „was auf Mieter und
Eigentümer zukommt“, falls
ernst gemacht würde beim Kli-
maschutz.DiePointeüberrascht
keinen mehr: Wir müssen uns
für einen Grusel entscheiden.

Häufung und Heftigkeit der
Unwetter zeigen: Die Folgen des
Klimawandels erreichen nun
auch die gemäßigten Breiten-
grade Europas. Der Zusammen-
hang ist klar: Mit der Erderwär-
mung steigen Ozean-Tempera-
tur und Verdunstung, das ver-
stärkt die Tiefdruckgebiete und
damit Hurrikane, Orkane und
Starkregen.

Das Schlimme ist: Besser wird
es nie wieder werden. Selbst
wenn der CO2-Ausstoß sofort ge-
stoppt würde, ist genug Schaden
angerichtet, damit die Erde sich

weiter erwärmt. Wer
sich das klarmacht,
sieht ein: Klima-
schutz wird teuer.
Aber Nichtstun wird
teurer. Leider werden
selbst die Pläne wohl-
wollender Regierun-
gen wie der Ampel

dem nicht gerecht. Und da wird
es interessant: Warum fürchten
die Wähler den Sturm, aber
scheuen doch den Klimaschutz?

Wirtschaftsinteressen und
Lobbyeinfluss, Angst vor Ver-
zicht und Überforderung spielen
eine Rolle. Entscheidend aber
ist, dass manche Klage berech-
tigt ist – sich also zum Protest-
sturm aufblasen lässt, bis die Po-
litik konsequentes Handeln
scheut. So hilft nur, die Sorgen
ernst zu nehmen und Zumutun-
gen zu verkleinern. Klimaschutz
dürfen nicht jene zahlen, bei de-
nen das Geld ohnehin knapp ist.

Da ist es gut, dass die Bundes-
regierung mit einem Klimageld
für sozialen Ausgleich sorgen
will. Der Zufall wollte es, dass
mehrere Umweltverbände gera-
de in dieser stürmischen Woche
eine Studie vorstellten, der zu-
folge der Staat die Einnahmen
ausderCO2-Bepreisungbürokra-
tiearm, kosteneffizient und
rechtssicher an die Bevölkerung
zurückgeben kann. Das wird oh-
ne Umverteilung, also ohne Wi-
derstände nicht gehen. Den Kli-
maschutz müssen die Spitzen-
und Besserverdiener zahlen.
Aber im Zeitalter des Weltraum-
tourismus sollte so viel Weltret-
tung durchsetzbar sein.

Darauf kommt es nun an:
NichtmitUntergangsstimmung,
sondernmitIdeenlassensichAl-
ternativen entwickeln. Gefragt
sind Alternativen zu Gas und Öl,
zur Massentierhaltung, zur Zer-
siedlung, zum Individualver-
kehr – und eine Politik, die die
Zunahme von Orkanen be-
kämpft und zugleich Protest-
stürmen vorbeugt.

” Es drohen
mehr Stürme
und Starkregen

D
as Thema Gendern polari-
siert. Selbst unter jungen
Leuten zwischen 14 und 35

Jahren wird es häufig als eine „Ver-
schandelungderSprache“wahrge-
nommen, als sinnlos oder über-
trieben. Die Meinungen dazu sind
aber deutlich geteilt. Das sind zen-
trale Ergebnisse einer repräsenta-
tivenStudiedes„rheingold“-Insti-
tutes, basierend auf qualitativen
Tiefeninterviews und Gruppendis-
kussionen sowie einer quantitati-
ven Befragung mit 2000 Teilneh-
menden aus der Altersgruppe von
16 bis 35. Etwas mehr als die Hälfte
der Befragten (54 Prozent) lehnen die Gender-
debatte eher ab, fühlen sich zum Teil auch stark
„genervt“ oder provoziert. Andererseits halten
44 Prozent die Diskussion für wichtig und ge-
rechtfertigt.

Die Aufregung um das Thema hängt damit
zusammen, dass vielen nicht genau klar ist, was
das Gendern überhaupt bewirken soll. Der Hin-
tergrund einer Gleichbehandlung der Ge-
schlechter wird oft nicht erkannt: 36 Prozent
glauben, dass das Gendern Frauen in der Spra-
che stärker berücksichtigt und für mehr Gleich-
stellung sorgen soll. Mehr als 50 Prozent den-
ken, es solle eine Neutralität zwischen allen Ge-
schlechtern geschaffen werden soll. Ein Drittel
sieht im Gendern eine Inklusion von Menschen
jenseitsvonMannundFrau,undeinFünftelhält
es für einen Ausdruck von Feminismus.

DurchdieseUnklarheitwird„Gendern“oftzu
einer Chiffre für allgemeine gesellschaftliche
Missstände. Über das Gendern werden Stellver-
treterkriege gegen verschiedenste Versäumnis-
se unserer Gesellschaft geführt: von fehlender
Integration des Weiblichen, mangelnder Diver-
sität, der ungleichen Entlohnung von Männern
und Frauen (Gender Pay Gap) bis hin zur man-
gelhaften Integration von Flüchtlingen oder
dem Problem des Rassismus. Alle diese Themen
führen oft zu verbitterten und lautstarken Aus-
einandersetzungen im Alltag. Psychologisch
betrachtet, kann die im Gendern ausgedrückte
Sehnsucht nach einem besseren Miteinander in
unserer zerrissenen Gesellschaft paradoxer-
weise geradezu konterkariert werden.

Vor allem die kurze Pause, die in der Ausspra-
che der Wörter beim Gendern den Sprachfluss
unterbricht, wird nach Auskunft der Probanden
„wie ein holpriges, abruptes Loch“ erlebt, das ir-
gendwann vom Inhalt wegführt und ablenkt.
Häufig wird die Wahrnehmung als eine Art
sprachliche „Stolperfalle“ beschrieben. Die Be-
wertungen dazu fallen dann sehr unterschied-
lich aus. Die einen sehen im Gendern eine Be-
hinderung im Sprachfluss, die das Trennende
eher verstärkt als aufhebt: „Dadurch wird der
Unterschied zwischen Männern und Frauen viel
mehrdargestellt.“–„Daswirdkrasserauseinan-
derdividiert.“ Oder auch: „Wo ein *innen, da ist
auch ein Außen.“

Die anderen – insbesondere die ganz jungen
weiblichen Probanden – sehen das Gendern als
Zeichen für Toleranz und Modernität. Die„Stol-
perfalle“ in der gendergerechten Aussprache ist
für sie eine freundliche Erinnerung, die für un-

gelöste gesellschaftliche Proble-
me insgesamt sensibilisiert, nicht
nur in puncto Gleichberechtigung.

Da Sprache Wirklichkeit nicht
nur abbildet, sondern auch schafft,
soll und kann das Gendern zumin-
dest auf Defizite aufmerksam ma-
chen und so letztlich ein besseres
Miteinander fördern. Das setzt
aber voraus, fehlendes Gendern
nichtgarzuaggressivoderzustrikt
zu monieren oder gar zu sanktio-
nieren. Sonst sieht man sich
schnell einer Sprachpolizei, der
„Gendarmerie“, ausgesetzt, fühlt
sich gegängelt und unter Kuratel

gestellt.
Gerade derVersuch, gesellschaftlich zu mehr

Toleranz und einem inklusiven Miteinander
beizutragen und dafür zu werben, darf selbst
nicht zu rigide und kategorisch daherkommen.
ImUmgangmitderGenderdebattewünschtsich
die Mehrheit der jungen Generation deshalb
Flexibilität, Toleranz, Humor und eine Fehler-

kultur, damit sich das Gendern in seiner Wir-
kung nicht unversehens ins Gegenteil des Beab-
sichtigten verkehrt. Nur elf Prozent der Befrag-
ten sind dafür, überall und konsequent zu gen-
dern. Der Übergang in gegenderte Sprachfor-
men kann durch eine entspannte Haltung und
flexible Umgangsformen erleichtert werden –
zumal viele Befragte, die bereits aktiv gendern,
beobachten, dass nach anfänglicher Irritation
oder Verstörung schnell Gewöhnung eintritt.

Die Akzeptanz des Genderns ist überdies
stark von den Kontexten und den sprachlichen
Räumen abhängig, in denen man sich jeweils
bewegt. Insbesondere in der offiziellen Kom-
munikation mit Institutionen, inVorträgen, auf
Konferenzen oder beim „Employer Branding“,
dem Außenauftritt von Unternehmen, gilt das
Gendern als eine Form des Respekts und ist da-
her unbedingt zu empfehlen. Mehr als 50 Pro-
zent der jungen Generation finden das Gendern
in beruflich-formellen Umfeld wichtig. Von den
privaten Räumen, wo man sich unter Freundin-
nen und Bekannten bewegt, sagen das nur 26
Prozent.AuchistdieSchriftsprachedeutlichre-
levanter als der mündliche Ausdruck. Die ge-
sprocheneSprachedarfimDiensteinerpragma-
tischen Kommunikation flexibler bleiben.

Bei den konkreten geschriebenen Genderfor-
men wiederum gelten die „und“-Form (Lehre-
rinnen und Lehrer) oder der Schrägstrich als
empfehlenswert, weil sie gesellschaftliche Lü-
cken nicht auch noch sprachlich markieren,
sondern sich halbwegs fluide ins sprachliche
Gefüge einpassen. Der „Genderstern“ (Leh-
rer*innen) darf als ein Symbol für die Fußnote
gelten:Alle,dienichtimTextgenanntsind,sind
eingeschlossen. Unbeliebt ist insbesondere der
Unterstrich (Lehrer_innen), visualisiert er im
Schriftbild doch jene Kluft, die eigentlich durch
das Gendern geschlossen werden soll.
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Der Versuch, für mehr Toleranz zu
sorgen, darf selbst nicht zu rigide
und kategorisch daherkommen
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S
ie ist seit fast fünf Jahren
nicht mehr in der Landes-
politik aktiv. Dennoch

taucht der Name der früheren
Schulministerin Sylvia Löhr-
mann(Grüne)regelmäßig inden
Debatten des Landtags auf,
meistens dann, wenn es heiß
hergeht. Die Solingerin personi-
fiziert aus Sicht von CDU und
FDP eine Politik „,mit dem erho-
benen Zeigefinger“. Die Men-
schen in NRW wollten aber keine
„Löhrmann 2.0“, mahnte FDP-
Fraktionschef Christof Rasche
jetzt mal wieder.

Zuvor hatte die Grüne Josefi-
ne Paul den Liberalen kräftig
vors Schienbein getreten. Der
Claim der NRW-FDP zur Land-
tagswahl „Von hier an weiter“
müsse vielen Familien und Leh-
rern „wie ein böses Omen“ vor-
kommen, ätzte sie unter stürmi-
schem Applaus ihrer Fraktion.

Grüne und Liberale sind sich
in NRW seit Jahrzehnten spinne-
feind. Nachdem in Berlin eine
Ampel-Koalition gebildet wur-
de, schaudert es viele Vertreter
der beiden Parteien bei dem Ge-
danken, das Modell in Düssel-
dorf nach der Landtagswahl ko-
pieren zu müssen. Der Druck
vomBund,auchinNRWeinesol-
ches Bündnis zu schmieden,
dürfte enorm werden.

Aber:AuchmitderSPDhaben
die NRW-Grünen nicht nur gute
Erfahrungen gemacht, als sie ge-
meinsam das Land regierten.
Sollte es für Schwarz-Grün rei-
chen, würden die Grünen wohl
dankend auf einen Dreier-Pakt
verzichten.

Ministerpräsident Hendrik
Wüst (CDU) kann sich über diese
Ausgangslage nur freuen. Das
vergiftete Klima zwischen den
potenziellen Ampel-Partnern
lässt seine Chancen, im Amt zu
bleiben, steigen.

D
ie Anzeichen
hatten sich zu-
letzt gemehrt.

Mit dem Ende des An-
ti-Terror-Einsatzes
unseres Nachbarn
Frankreich und sei-
ner europäischen
Verbündeten ver-
dichten sie sich zur Gewissheit:
Der Mali-Einsatz des Westens
steht vor dem Aus. Damit ist
auch der Abzug der Bundeswehr
nur noch eine Frage der Zeit.

Gewiss, an den Kampfeinsät-
zen ist die Bundeswehr nicht be-
teiligt.SiebildetunterdemDach
der EU lediglich malische Streit-
kräfte aus und engagiert sich in
der UN-Stabilisierungsmission
Minusma. Freilich wären die
Deutschen ohne französisches
Drängen niemals nach Mali ge-
gangen. Außerdem sind die Rah-
menbedingungen aller Missio-
nen im Prinzip dieselben.

Der Westen hat es auf der ei-
nen Seite mit Islamisten zu tun,

die er zurückdrängen
möchte. Er hat es auf
der anderen Seite
auch mit einer Mili-
tärjunta zu tun, die
von Wahlen nichts
wissen will, russische
Söldner ins Land holt
und die Europäer

feindselig behandelt. Zwischen
den Fronten leben die rund 20
Millionen Malier, die mehrheit-
lich die einstige Kolonialmacht
Frankreich verachten.

Das Ziel, Mali und die Sahel-
Zone zu stabilisieren, bleibt im
Interesse der Menschen und im
westlichen Eigeninteresse rich-
tig.Nurmüsstees,umdasZielzu
erreichen, mindestens zwei An-
ker geben: eine demokratische
Regierung und den Rückhalt der
Bevölkerung. Auch müssten die
Militäreinsätze von umfassen-
der Entwicklungshilfe begleitet
werden. Das alles fehlt. So wird
das Engagement des Westens
vor allem eines: heillos.
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Proteststürmen
vorbeugen

Wir müssen das Klima besser schützen. Das
darf aber nicht zulasten der Armen gehen
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Die junge Generation ist zwiegespalten in ihrer Haltung zu

geschlechtergerechter Sprache und wünscht sich Flexibilität
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